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Eigentlich war ihm bloss eine

Nebenrolle zugedacht: An der

fast zweistündigen Medienprä-

sentation zum Baselbieter Auf-

gaben- und Finanzplan 2020–

23 (siehe unten) sprach der

neue Baudirektor Isaac Reber

als Letzter. Trotzdem zeigte

der Grüne aus Sissach exem-

plarisch auf, wie der Landkan-

ton seinen wiedergewonnenen

finanziellen Handlungsspiel-

raum im kommenden Jahr-

zehnt einzusetzen gedenkt.

In Rebers Ausführungen

zum Investitionsplan 2020–29

steckten einige Neuigkeiten;

oder zumindest die Bestäti-

gung von öffentlich bisher

kaum diskutierten Projekten.

Allen voran der Neubau eines

Zentralgebäudes für die Kan-

tonsverwaltung in Liestal für

60 Millionen Franken.

Das Vorhaben, das schon

seit über einem Jahrzehnt

durch die Baselbieter Politik

geistert, wurde immer wieder

totgesagt. Im August bestätigte

Liestals Stadtpräsident Daniel

Spinnler im bz-Interview neu-

erliche Gespräche mit dem

Kanton. Jetzt wird der Neubau

konkret. Vielleicht noch in die-

sem Jahr will Rebers Baudirek-

tion die Landratsvorlage für ei-

nen Planungskredit unterbrei-

ten, mit der Rheinstrasse als

potenziellem Standort.

Ausschlaggebend dafür ist

der Umstand, dass innert des

nächsten Jahrzehnts die Baudi-

rektion und die Bildungsdirek-

tion total saniert werden müs-

sen. «Das wäre die ideale Gele-

genheit für einen Zusammen-

zug, der einen enormen Effi-

zienzgewinn mit sich brächte»,

sagt Reber und erläutert die

Hintergründe: «Heute blockie-

ren wir mit der weit verstreuten

Kantonsverwaltung zahlreiche

Gebäude in Liestal, zum Teil

auch völlig ungeeignete und

Wohnhäuser. Alleine schon die

Heizkosten, die sich mit einem

zentralen, modernen Standort

einsparen liessen, machen dies

zu einem lohnenswerten Pro-

jekt.» Die Details müssten aber

zuerst in der Regierung bespro-

chen werden, schränkte Reber

ein; so der genaue Standort

und die Grösse.

Liestals Stadtpräsident Da-

niel Spinnler zeigte sich gestern

von Rebers Ankündigung we-

nig überrascht. Dass der Kan-

ton nach besseren Arbeitsbe-

dingungen für seine Mitarbei-

ter suche, sei bekannt und not-

wendig. Deshalb habe ja einst

die Absicht bestanden, als An-

kermieter ins neue SBB-Hoch-

haus am Bahnhof zu ziehen.

«Ziel der gemeinsamen Ge-

spräche zwischen Stadt und

Kanton ist, im Gebiet Rhein-

strasse-Kreuzboden Flächen

freizuspielen und besser zu

nutzen. Deshalb arbeiten wir

gemeinsam an einem Master-

plan», sagte Spinnler gestern

auf Anfrage. Ein solcher Mas-

terplan lege fest, wo Arbeiten

und Wohnen stattfinden soll

und welche Gebäudekuben

möglich sind. Ein Verwaltungs-

neubau widerspreche den Ab-

sichten der Stadt überhaupt

nicht, ganz im Gegenteil.

Und ein neues Baselbieter
Gefängnis?

Weniger konkret war Rebers

Ankündigung zum Neubau ei-

nes zentralen Gefängnisses für

35 Millionen Franken. Die be-

stehenden Gefängnisplätze in

der Liestaler Gutsmatte und im

Muttenzer Strafjustizentrum

genügen modernen Anforde-

rungen. Seitens der Gemeinde

Arlesheim aber nähme der

Druck zu, das veraltete Gefäng-

nis beim Dom endlich zu räu-

men. Ebenso die provisorisch

gemieteten Gefängnisplätze in

Laufen, wo das Gebäude be-

reits verkauft worden ist. Ob

diese wegfallenden Gefängnis-

plätze aber tatsächlich durch

einen Neubau im Baselbiet er-

setzt werden, müsse nicht zu-

letzt innerhalb des Deutsch-

schweizer Polizeikonkordats

abgesprochen werden, an dem

Baselland beteiligt ist.

Grösster Investitionsposten

im Budget 2020 wird die Verle-

gung der Rheinstrasse in Salina

Raurica sein, wofür 15 Millio-

nen Franken vorgesehen sind.

Jetzt ist Geld da für neue Projekte
Überraschung bei der Präsentation des Aufgaben- und Finanzplans: Baselland will nun doch ein kantonales Verwaltungszentrum in Liestal.

Bojan Stula
«Heute blockieren

wir mit der weit ver-

streuten Kantonsver-

waltung zahlreiche

Gebäude in Liestal.»

Isaac Reber

Baselbieter Baudirektor

Baudirektor Isaac Reber bei der Grundsteinlegung des Samm-
lungszentrums Augusta Raurica. Bild: ZVG/Weyeneth (Augst, 13.9.2019)

Das würde den Kanton teuer zu

stehen kommen. Landrätin

Béatrix von Sury will die Aufga-

benteilung bei den Schulen im

Baselbiet aufbrechen. Geht es

nach der CVP-Politikerin aus

Reinach, beteiligt sich der Kan-

ton künftig auch an den Kosten

für die Primarstufe.

Derzeit sind die Zuständig-

keiten klar verteilt: Die Gemein-

den sind Träger von Primar-

schulen und Kindergärten – der

Kanton kümmert sich um die

Sekundarschulen und Gymnasi-

en. So steht es im Bildungsge-

setz. Von Sury führt als Gegen-

modell Bern an: Kanton und

Gemeinden teilen sich die Kos-

ten für die Volksschule hälftig.

Von Sury hat ihre Vorschläge in

ein Postulat verpackt, das sie

heute Donnerstag im Kantons-

parlament einreichen wird. Der

Vorstoss mit dem Titel

«Schluss mit steigenden Bil-

dungskosten der Gemeinden»

verlangt vom Regierungsrat, ei-

ne Auslegeordnung mit ver-

schiedenen Trägerschaftsmo-

dellen auszuarbeiten. Insbe-

sondere sei der Berner Weg für

die Primarstufe zu prüfen.

Der Paradigmenwechsel in

der Bildung sei notwendig, ist

von Sury überzeugt. Weiterma-

chen wie bisher könne man

nicht – zumindest nicht auf

Dauer. «Es kommen immer

mehr Aufgaben und Kosten auf

die Gemeinden zu. Die Ausga-

ben für die Schulen sind in den

letzten Jahren stark gewachsen.

In den Budgets und Rechnun-

gen gehört die Bildung mittler-

weile zu einem der grössten

Posten – häufig ist es der gröss-

te.» In Reinach fresse das Res-

sort Bildung mittlerweile über

30 Prozent der jährlichen Aus-

gaben auf, schreibt von Sury im

Postulat. Sie kennt die Zahlen

gut: Von Sury steht als Reina-

cher Vize-Gemeindepräsiden-

tin dem Bildungsressort vor.

In ärmeren Orten nur noch
Zweitklass-Bildung?

Eine weitere Befürchtung, die

von Sury im Postulat äussert:

Im Baselbiet drohe eine Zwei-

Klassen-Gesellschaft auf der

Primarstufe. Die vermögenden

Gemeinden könnten die stei-

genden Ausgaben wohl stem-

men – nicht jedoch die finanzi-

ell schlechter gestellten Ge-

meinden. Dort könnte die Ver-

suchung gross sein, alle Ange-

bote, die fakultativ sind, zu

streichen oder einzuschränken.

So könnte es jedoch zu «Unter-

schieden in der Bildungsland-

schaft» kommen, schreibt von

Sury. Gewissen Gemeinden

drohten Standortnachteile.

Als Beispiele für bedrohte

fakultative Angebote nennt von

Sury auf Anfrage die maximale

Ausschöpfung des Pools der

speziellen Förderung wie etwa

die frühe Sprachförderung oder

Zusatzlektionen bei besonders

grossen Klassen.

Eine weitere Forderung des

Vorstosses: Die Kostenauftei-

lung der Musikschulen soll

ebenfalls geprüft werden. Die

15 öffentlichen Musikschulen

im Kanton Baselland werden

von den Gemeinden getragen.

Die Baselbieter Bildungs-,

Kultur- und Sportdirektion

(BKSD) wollte auf Anfrage der

bz keine Stellung beziehen zum

Vorstoss. Je nach Umsetzung

könne er jedoch grosse finanzi-

elle Konsequenzen haben.

Tatsächlich kämen auf den

Kanton bei einer Übernahme

von Personal auf Primarstufe

erheblicher Mehraufwand zu.

Zum Vergleich: Auf Sekundar-

stufe I und II gab es 2018 laut

statistischem Amt umgerech-

net 1248 Vollzeitstellen. Auf

Primarstufe waren es erheblich

mehr. Das Amt zählte insge-

samt 1841 Vollzeit-Äquivalente.

Benjamin Wieland

Baselbieter CVP plant Bildungs-Revolution
2752 Lehrer und
Lehrerinnen zählte das

Baselbiet 2018 auf Stufe
Primar und Kindergarten.
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Finanzplan Baselland rechnet

auch für die kommenden Jahre

mit schwarzen Zahlen; aller-

dings nicht mehr mit ganz so

hohen wie noch vor Jahresfrist

prognostiziert: Für 2020 rech-

net die Regierung mit einem

Überschuss von 44,4 Millionen

Franken. Das sind 15,5 Millio-

nen weniger als gedacht. Neu

sieht die kantonale Gesamt-

rechnung 2020 beim betriebli-

chen Aufwand 2,820 Milliarden

Franken vor, beim Ertrag

2,865 Milliarden.

Baselland sei grundsätzlich

gut unterwegs, konstatierte am

Mittwoch Finanzdirektor An-

ton Lauber vor den Medien.

Die schwarzen Zahlen nach

den defizitären Jahren bis 2016

seien die Ernte finanzieller Dis-

ziplin. Dank zahlreicher Spar-

massnahmen wird der Staats-

haushalt nunmehr jährlich um

290 Millionen Franken entlas-

tet. Für die Jahre 2021 bis 2023

werden die Überschüsse mit 22

Millionen (statt 55 Mio.), 26

Millionen (71 Mio.) und 50 Mil-

lionen (neu) aber tiefer einge-

plant als in der letztjährigen

Prognose des Finanzplans.

Begründet wird das gerin-

gere Ertragswachstum nament-

lich mit der kantonalen Umset-

zung der Steuervorlage 17 des

Bundes, über die das Baselbie-

ter Stimmvolk im November

entscheidet. Wegen ihr sinkt

der Steuerertrag 2020 voraus-

sichtlich um 16 Millionen Fran-

ken. Zugleich werden als sozia-

ler Ausgleich die Prämienver-

billigungen um bis zu 19 Millio-

nen Franken erhöht. Auch sei-

en die Konjunkturaussichten

für 2020 nicht mehr ganz so ro-

sig wie zuletzt, dämpfte Fi-

nanzverwalter Tobias Beljean

die Erwartungen. Schliesslich

werden für die geplante Revisi-

on der Vermögens- und der

Einkommenssteuer ab 2022

Mindereinnahmen von 30 Mil-

lionen Franken eingeplant.

Für das laufende Jahr rech-

net Finanzdirektor Lauber üb-

rigens mit einem noch deutlich

besseren Abschluss als geplant.

Der Überschuss in der Staats-

rechnung 2019 soll statt der

budgetierten 60 Millionen sat-

te 101 Millionen Franken betra-

gen. Ein Grund für die markan-

te Verbesserung ist die Ge-

winnausschüttung der Natio-

nalbank, die doppelt so hoch

ausfiel als budgetiert. Auch in

Zukunft will Lauber nur die

einfache Ausschüttung ins

Budget aufnehmen, obwohl

weiterhin der doppelte Ertrag

zu erwarten sei. Entsprechend

dürfte die Staatsrechnung wei-

terhin besser ausfallen als ge-

plant, sagte ein positiv ge-

stimmter Finanzdirektor vor-

aus. Ganz besonders betonte

Lauber den Umstand, dass das

Eigenkapital im Budget 2020

700 Millionen Franken errei-

chen wird, ein Rekordwert in

diesem Jahrhundert. (sda/bos)

Weiterhin schwarze Zahlen, aber gedämpfte Erwartungen
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